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 Wer zum Termin entsendet wird, wird als be-
vollmächtigt angesehen 

Das Oberlandesgericht München hat, bestätigt 
im Revisionsverfahren vor dem Bundesge-
richtshof, eine gerade in Bauangelegenheiten 
immer wieder vorkommende Konstellation wie 
folgt entschieden: 

Die Parteien des Vertrages hatten in ihren Ver-
tragsbestimmungen eine bestimmte Art der In-
betriebnahme vorgesehen, an die Inbetrieb-
nahme waren dann auch bestimmte Rechtsfol-
gen (Fälligkeit einer Zahlung) geknüpft. Die Auf-
traggeberin entsandte den nach dem Vertrag 
für die technischen Fragen zuständigen Mitar-
beiter zu dem im Vorfeld als Inbetriebnahmeter-
min definierten Termin, dieser unterschrieb das 
Inbetriebnahmeprotokoll.  

Im Nachhinein berief sich die Beklagte darauf, 
der Mitarbeiter habe keine Vertretungsmacht 
zur Unterzeichnung eines Inbetriebnahmepro-
tokolls gehabt. Dieser Argumentation folgt das 
Oberlandesgericht indes nicht und verweist da-
rauf, dass beide Parteien davon ausgegangen 
sind, dass die Inbetriebnahme im fraglichen 
Zeitraum, 08. bis 10.04.2014 erfolgen sollte. 
Wenn die Beklagte, so dass Oberlandesgericht, 
vor diesem Hintergrund den Techniker zu die-
sem Termin entsendet, konnte die Klägerin 
nach Treu und Glauben dies nur dahin verste-
hen, dass dieser Techniker dann zu allen mit 
der Inbetriebnahme zusammenhängenden 
Rechtshandlungen bevollmächtigt war und sein 
sollte. 

Der Einwand der Beklagten, es sei bekannt ge-
wesen, dass der Techniker nur für die techni-
sche Seite des Projekts zuständig gewesen sei 
und keine vertraglichen Erklärungen abgeben 
dürfe, greift nicht. Das Oberlandesgericht weist 
vollkommen zurecht darauf hin, dass die Inbe-
triebnahme ein rein technischer Vorgang ist und 
es deswegen gerade zwingend ist, dass ein 
Techniker hierzu erscheint. Dass ein in seiner 
Anwesenheit erstelltes Protokoll dann im Nach-
hinein von einer nicht bei der Inbetriebnahme 
anwesenden nicht technisch kundigen Person 
unterschrieben werden soll, sei nicht nachvoll-
ziehbar. 

Das Oberlandesgericht München stellt in dieser 
Entscheidung eine für Bauherrn und Bauunter-
nehmer relevante und wichtige Konstellation 
dar. Wenn man einen nicht organschaftlichen 
bevollmächtigten Mitarbeiter zu einem Termin, 
bei dem eine Abnahme o. ä. erfolgen soll, ent-
sendet, dann muss man sich auch so behan-
deln lassen, als sei dieser Mitarbeiter für die in 
diesem Termin zu erwartenden Erklärungen be-
vollmächtigt. 

Oberlandesgericht München, Urteil vom 
22.05.2019 – 7 U 2782/18 

BGH, Beschluss vom 10.11.2021 - VII ZR 
143/19 

 

 Verweigerte Vermögensauskunft und vor-
zeitiger Zugewinnausgleich 

Es wird durch §§ 1386, 1385 Nr. 4 BGB gere-
gelt, dass ein Ehegatte den vorzeitigen Zuge-
winnausgleich, ohne Antrag auf Ehescheidung, 
geltend machen kann, soweit der andere Ehe-
gatte den aus § 1353 Abs. 1 S. 2 BGB hergelei-
teten Anspruch auf Unterrichtung über die ver-
mögensrechtlichen Belange „beharrlich und 
grundlos“ verweigert. Insoweit war durch den 
Bundesgerichtshof in einem Beschluss vom 
24.11.2021 – XII ZB 253/20 (FamRZ 2022, 593) 
über einen Sachverhalt zu entscheiden, wo-
nach der Ehemann trotz mehrfacher Aufforde-
rung keine vollständige Übersicht über seinen 
Vermögensbestand abgegeben hat, dieser war 
aus der Ehewohnung ausgezogen, ein Tren-
nungsjahr war jedoch noch nicht verstrichen. 

Einigkeit besteht darüber, dass der Unterrich-
tungsanspruch gemäß § 1353 Abs. 1, S. 2 BGB 
nicht mehr besteht, soweit die Ehe gescheitert 
ist. Es wurde durch die Vorinstanz, auf den Ein-
wand des Ehemannes, das Scheitern der Ehe 
verneint, mit dem Hinweis darauf, dass ein 
Trennungsjahr noch nicht abgelaufen war, zum 
Zeitpunkt der Antragstellung. Durch den Bun-
desgerichtshof wurde die Entscheidung aufge-
hoben und zu erneuten Verhandlung zurückver-
wiesen mit dem Hinweis darauf, dass der Un-
terrichtungsanspruch grundsätzlich der Auf-
rechterhaltung bzw. Herstellung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft und nicht der Vorberei-
tung güterrechtlicher Ausgleichsansprüche im 
Zusammenhang mit dem Scheitern der Ehe 
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dient. Weiter wurde betont, dass zu trennen ist 
zwischen der Überzeugungsbildung des 
Tatrichters, wonach ein Scheitern der Ehe vor-
liegt und den gesetzlichen Voraussetzungen 
dafür, einen Antrag auf Ehescheidung stellen 
zu können, dafür allein wird der Ablauf eines 
Trennungsjahres gesetzlich vorausgesetzt. 

Im Zusammenhang mit der Zurückverweisung 
wurde durch den Bundesgerichtshof darauf ver-
wiesen, dass die Darlegungs- und Beweislast 
hinsichtlich des Scheiterns der Ehe bei demje-
nigen Ehegatten liegt, welcher geltend macht, 
nicht (mehr) zur Vermögensauskunft verpflich-
tet zu sein. Die Entscheidung zeigt, dass für den 
Fall der Geltendmachung eines vorzeitigen Zu-
gewinnausgleichs mit der Begründung einer 
„beharrlich und grundlos“ verweigerten Vermö-
gensauskunft in Bezug auf die Grundlagen ge-
nau überprüft werden muss, ob eine gerichtli-
che Geltendmachung (noch) möglich ist, da in 
vielen Fällen mutmaßlich ein Scheitern der Ehe 
bereits festgestellt werden dürfte, wenn ein 
Trennungsjahr noch nicht abgelaufen ist. 

BGH, Beschluss vom 24.11.2021 – XII ZB 
253/20 

 

 Anforderungen an den Bestellbutton 

Beim Vertragsschluss im Internet hat der Anbie-
ter die Bestellsituation so zu gestalten, dass der 
Verbraucher mit seiner Bestellung ausdrücklich 
bestätigt, dass er sich zu einer Zahlung ver-
pflichtet (§ 312j Abs. 3 BGB). Diese Vorausset-
zung ist z.B. dann erfüllt, wenn die Bestellung 
über eine Schaltfläche erfolgt und diese gut les-
bar mit nichts anderem als den Wörtern „zah-
lungspflichtig bestellen“ oder einer entspre-
chend eindeutigen Formulierung beschriftet ist 
(sogenannter Bestellbutton). Der EuGH (Urteil 
vom 07.04.2022 – C-249/21) hatte sich in einem 
Vorlageverfahren nunmehr mit der Frage zu be-
fassen, ob diesen Anforderungen Genüge ge-
tan wird, wenn die Reservierung eines Hotel-
zimmers mit einem Klick auf eine Schaltfläche 
mit den Worten "Buchung abschließen" erfolgt. 

Der Entscheidung vorausgegangen war ein 
Vorlageersuchen des Amtsgerichts Bottrop. In 
dem zur Entscheidung vorliegenden Fall hatte 
ein Verbraucher über die Plattform boo-
king.com vier Doppelzimmer in einem Hotel re-
serviert. Zum gebuchten Termin ist er dann 
nicht erschienen und das Hotel verlangte auf 

Basis der Geschäftsbedingungen Stornierungs-
kosten in Höhe von EUR 2.240,00, deren Gel-
tendmachung Gegenstand der Klage sind. Da 
die Vorschrift des § 312j Abs. 3 BGB auf der 
Umsetzung europäischen Rechts (Verbrau-
cherrechterichtlinie) beruht, ist deren Ausle-
gung Sache des EuGH. Dieser hat in seinem 
Urteil ausgeführt, dass nach Art. 8 Abs. 2 der 
Verbraucherrechterichtlinie eine Schaltfläche 
so eindeutig zu kennzeichnen ist, dass für den 
Verbraucher beim Abschließen einer Buchung 
allein anhand der entsprechenden Formulie-
rung auf der Schaltfläche eindeutig ersichtlich 
zu sein hat, dass eine Zahlungsverpflichtung 
eingegangen wird. Maßgeblich sei insoweit al-
lein die Beschriftung der entsprechenden 
Schaltfläche und nicht der restliche Aufbau der 
Internetseite bzw. sonstige Begleitumstände 
des Buchungsvorgangs. Basierend hierauf sei 
dann vom nationalen Gericht zu prüfen, ob der 
verwendete Begriff nach dem maßgeblichen 
Sprachgebrauch und den Vorstellungen eines 
Durchschnittsverbrauchers zwangsläufig und 
systematisch mit der Begründung einer Zah-
lungsverpflichtung in Verbindung gebracht wer-
den kann. 

Der EuGH hat den Rechtsstreit also nicht ent-
schieden und war hierzu auch nicht berufen, 
sondern gibt vielmehr den nationalen Gerichten 
Vorgaben zur Auslegung europäischen Rechts. 
Es ist demgemäß nunmehr Sache des Amtsge-
richts Bottrop (und gegebenenfalls einer folgen-
den Instanz), zu entscheiden, ob die Formulie-
rung auf der Schaltfläche "Buchung abschlie-
ßen" die Begründung einer Zahlungsverpflich-
tung erkennen lässt. Dass dies aus Sicht des 
Amtsgerichts Bottrop wohl nicht der Fall ist, hat 
dieses bereits im Rahmen des Vorlagebe-
schlusses ausgeführt, indem es darauf hin-
weist, dass der Begriff „Buchung“ häufig auch 
als Synonym für eine unentgeltliche Vorbestel-
lung oder Reservierung verwendet werde. Ob 
das Amtsgericht Bottrop bei dieser Deutung 
bleibt und sich diese auch in einer weiteren In-
stanz durchsetzt, ist offen. Zur Vermeidung von 
Rechtsunsicherheiten sollte aber in jedem Fall 
sichergestellt werden, dass eine entsprechende 
Formulierung nicht verwendet wird, ausrei-
chend klar wäre zum Beispiel die Formulierung 
"kostenpflichtig buchen" oder "Buchung kosten-
pflichtig abschließen". Am sichersten, weil sich 
aus dem Gesetz ergebend ist die Formulierung 
"zahlungspflichtig bestellen" oder bei einem On-
line-Shop die Formulierung "kaufen". Von ab-
weichenden Formulierungen ist abzuraten, da 
nach dem Gesetz bei einem Verstoß nach § 
312 j Abs. 3 BGB kein wirksamer Vertrag zu-
stande kommt und demgemäß eine Zahlungs-
pflicht des Verbrauchers nicht begründet wird. 

EuGH, Urteil vom 07.04.2022 – C-249/21 
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 Gastzugang bei Bestellung über einen On-
line-Shop 

Nach einem aktuellen Beschluss der Konferenz 
der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehör-
den des Bundes und der Länder (DSK) vom 
24.03.2022 soll es im Online-Handel erforder-
lich sein, dass Kunden ein sogenannter Gast-
zugang zur Verfügung gestellt wird. 

Gemäß Art. 5 Abs. 1c DSGVO gilt der Grund-
satz der Datenminimierung, d. h. es dürfen je-
weils nur die Daten erhoben werden, die für die 
Abwicklung eines Geschäfts erforderlich sind. 
Aus Sicht der DSK steht jedenfalls bei der ers-
ten Bestellung nicht fest, ob es zu Folgebestel-
lungen kommt und ist demgemäß die Speiche-
rung der Kundendaten auf Vorrat über ein Kun-
denkonto nicht zulässig ist, vielmehr sei regel-
mäßig eine Bestellung über einen Gastzugang 
zu ermöglichen. In diesem Zusammenhang 
dürfen dann nur die zur Durchführung des Ver-
trags und zur Erfüllung gesetzlicher Pflichten er-
forderlichen personenbezogenen Daten verar-
beitet werden 

Die Auslegung der DSGVO obliegt zwar den 
Gerichten und letztinstanzlich dem EuGH. Aller-
dings ist die Auffassung der DSK in der Regel 
für die Datenschutzbehörden in Deutschland 
maßgeblich und es droht also die Verhängung 
von Bußgeldern, wenn sich Shop-Betreiber 
nicht an die dortigen Vorgaben halten. Hierge-
gen kann zwar ein Rechtsmittel eingelegt wer-
den, gleichwohl erscheint es aktuell sinnvoll, 
den Vorgaben der DSK entsprechend auf ein 
verpflichtendes Kundenkonto zu verzichten und 
Bestellungen über einen Gastzugang anzubie-
ten. Lediglich ausnahmsweise ist aus Sicht der 
DSK ein berechtigtes Interesse an der Einrich-
tung eines Kundenkontos gegeben (zum Bei-
spiel für Fachhändler bei bestimmten Berufs-
gruppen). Ansonsten ist die Einrichtung eines 
Kundenkontos nach derzeitiger Auslegung 
durch die DSK nur mit Einwilligung des Kunden 
zulässig. 

Beschluss der DSK vom 24.03.2022 
(https://datenschutzkonferenz-
online.de/media/dskb/20222604_be-
schluss_datenminimierung_onlinehandel.pdf) 

 

 

 

 

 

 Von SRF erstrittenes obergerichtliches Ur-
teil zu Kosten für Instandhaltung, Instand-
setzung und Wartung 

Mit einem von uns erstrittenen Urteil vom 
29.3.2022 – 3 U 118/20 – hat das Brandenbur-
gische Oberlandesgericht entschieden, dass 
Klauseln, die einem Mieter die anteiligen Kos-
ten für Instandhaltung, Instandsetzung und 
Wartung von Gemeinschaftseinrichtungen und 
Allgemeinflächen überbürden, nur dann wirk-
sam sind, wenn der Mieter durch eine Kosten-
obergrenze geschützt ist. Werden nur die Kos-
ten für Instandhaltung und Instandsetzung nach 
oben begrenzt, nicht aber die Wartungskosten, 
dann ist die Klausel insgesamt mit der Folge un-
wirksam, dass der Mieter keine Kosten für In-
standhaltung, Instandsetzung und Wartung tra-
gen muss. 

Der Mietvertrag sieht vor, dass die Mieter die 
Kosten für Wartung, Instandhaltung und In-
standsetzung von Gemeinschaftsanlagen und -
einrichtungen tragen müssen. Die Kosten für In-
standhaltungs- und Instandsetzungsmaßnah-
men werden auf 10 % einer Nettojahresmiete 
zuzüglich Umsatzsteuer begrenzt. Das Bran-
denburgische Oberlandesgericht sieht diese 
Regelung insgesamt als unwirksam an. Die die 
Anrechenbarkeit der genannten Nebenkosten 
betreffenden Formularklauseln benachteiligen 
den Mieter unangemessen im Sinne von § 307 
Abs. 1 S. 1 BGB. Unter Kosten der Instandhal-
tung werden diejenigen Kosten verstanden, die 
zur Erhaltung des bestimmungsgemäßen Ge-
brauchs der Mietsache aufgewendet werden 
müssen, um die durch Abnutzung, Alterung und 
Witterungseinwirkung entstehenden baulichen 
und sonstigen Mängel ordnungsgemäß zu be-
seitigen. Bei den Instandsetzungskosten han-
delt es sich in der Regel um Kosten aus Repa-
ratur und Wiederbeschaffung. Die Verpflichtung 
zur Instandhaltung und -setzung kann im Be-
reich der Gewerberaummiete formularmäßig 
auf den Mieter übertragen werden, soweit sie 
sich auf Schäden erstreckt, die dem Mietge-
brauch oder der Risikosphäre des Mieters zu-
zuordnen sind. Die zulässige Abweichung vom 
gesetzlichen Leitbild findet aber dort ihre 
Grenze, wo dem Mieter die Erhaltungslast von 
gemeinsam anderen Mietern genutzten Flä-
chen und Anlagen ohne Beschränkung der 
Höhe nach auferlegt wird. Damit werden dem 
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Mieter Kosten übertragen, die nicht durch sei-
nen Mietgebrauch veranlasst sind und nicht in 
seinen Risikobereich fallen. Ihm werden 
dadurch, dass er die gemeinschaftlich genutz-
ten Flächen und Anlagen in dem bei Mietbeginn 
bestehenden, in der Regel gebrauchten Zu-
stand vorfindet, die Kosten für die Behebung 
anfänglicher Mängel bzw. bereits vorhandener 
Abnutzungen durch Reparatur oder Erneue-
rung überbürdet, deren Höhe für ihn nicht über-
schaubar ist. Darüber hinaus werden ihm Kos-
ten für Schäden auferlegt, die von Dritten verur-
sacht worden sind, für deren Handeln er keine 
Verantwortung trägt, sodass auch insoweit ihm 
nicht zurechenbare und der Höhe nach nicht 
vorhersehbare Kosten auf ihn übertragen wer-
den (BGH, Urteil vom 10.9.2014 – XII ZR 
56/11). Diese Abweichungen vom gesetzlichen 
Leitbild des Mietvertrages benachteiligen den 
Mieter grundsätzlich unangemessen. 

Die Übertragung der Erhaltungslast gemein-
schaftlich genutzter Flächen und Anlagen ist al-
lerdings ausnahmsweise dann wirksam, wenn 
sie in einem bestimmten zumutbaren Rahmen 
erfolgt, beispielsweise im Rahmen einer Kos-
tenbegrenzung auf einen festen Prozentsatz 
der Jahresmiete (BGH, Urteil vom 6.4.2005, XII 
ZR 158/01). In dem streitgegenständlichen 
Mietvertrag war eine Begrenzung der Kosten 
der Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaß-
nahmen innerhalb der jährlichen Abrechnungs-
periode auf 10 % der Nettojahresmiete zuzüg-
lich Umsatzsteuer vorgesehen. Das Oberlan-
desgericht Brandenburg führt aus, dass diese 
Kostenobergrenze nicht die Wartungskosten 
betrifft. Deshalb können die die Überbürdung 
der Instandhaltungs- und Instandsetzungskos-
ten sowie Wartungskosten betreffenden Formu-
larklauseln insgesamt nach Auffassung des 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts keinen 
Bestand haben. Zwar kommt grundsätzlich 
nach der sogenannten "Blue-Pencil"-Regel in 
Betracht, gleichsam nach Herausstreichen un-
wirksamer Klauselbestandteile die übrige Klau-
sel aufrechtzuerhalten und als wirksam anzuse-
hen, nach Auffassung des Brandenburgischen 
Oberlandesgerichts aber nicht, wenn es um 
Kosten für Instandhaltung, Instandsetzung und 
Wartung geht, da die Begriffe zwar nicht de-
ckungsgleich sind, sich aber überlappen. Wel-
che Kosten als Wartungskosten abzurechnen 
sein sollen, bleibe daher nach dem Vertragsin-
halt letztlich offen. Wartung stelle sich nicht 
stets entweder als Instandhaltung oder Instand-
setzung dar. Bei dieser Sachlage erweist sich 
die vorliegende Formularklausel als insgesamt 
intransparent und unwirksam, weil der Mieter 
nicht erkennen konnte, welche der Kostenposi-
tionen von der Kostenobergrenze erfasst sein 
sollen. Danach hat der Vermieter die Kosten für 
Instandhaltung, Instandsetzung und Wartung 
insgesamt ohne Rechtsgrund auf die Mieter 
umgelegt. 

Brandenburgisches Oberlandesgericht, Urteil 
vom 29.3.2022 – 3 U 118/20 

 

 Auffahrunfall auf der Autobahn 

Durch das Oberlandesgericht München war in 
einem Urteil vom 09.02.2022 – 10 U 1962//21 
über die Haftungsquote aufgrund eines Unfalles 
auf der Autobahn, zwischen einem Motorrad-
fahrer (Kläger) und einem PKW-Fahrer (Be-
klagter) zu entscheiden. Es ist der Kläger auf 
das Heck des vorausfahrenden Pkw aufgefah-
ren, streitig war, ob durch den vorausfahrenden 
Beklagten - im zeitlichen und räumlichen Zu-
sammenhang mit dem Unfall - ein Fahrstreifen-
wechsel von rechts nach links durchgeführt 
wurde, weshalb es zum Unfall kam. 

Es wurden durch das OLG München die rele-
vanten Grundsätze zum Anscheinsbeweis dar-
gestellt. Zunächst spricht der Beweis des ersten 
Anscheins gegen den von hinten auf das vo-
rausfahrende Fahrzeug Auffahrenden, da typi-
scherweise der Unfall auf einer überhöhten Ge-
schwindigkeit oder verspäteten Reaktion be-
ruht. Dagegen spricht der Anscheinsbeweis ge-
gen denjenigen, welcher im zeitlichen und 
räumlichen Zusammenhang mit der Kollision ei-
nen Spurwechsel vorgenommen hat, da typi-
scherweise der nachfolgende, bevorrechtigte 
Verkehr nicht beachtet worden ist, dessen Vor-
rang. Soweit ein Heckauffahrunfall vorliegt, je-
doch durch den Auffahrenden nachgewiesen 
werden kann, dass ein atypischer Geschehens-
ablauf vorliegt, insbesondere durch einen Spur-
wechsel des Vorausfahrenden, verbleibt es bei 
der Berücksichtigung der jeweiligen Betriebsge-
fahr, sollte nicht aufklärbar sei, ob der zeitliche 
und räumliche Zusammenhang zwischen Spur-
wechsel und Unfall bestand. Insoweit wurde 
durch das OLG München auf die Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs (BGH, r+s 
2012,96) verwiesen. 

Im vorliegenden Verfahren konnte sich das 
OLG München, entgegen der I. Instanz, nach 
Wiederholung der Beweisaufnahme, nicht da-
von überzeugen, dass ein atypischer Gesche-
hensablauf für den Auffahrenden Bestand. Viel-
mehr wurde umgekehrt festgestellt, dass der 
Vorausfahrende, im Verfahren der Beklagte, je-
denfalls einen Spurenwechsel schon vollstän-
dig abgeschlossen hatte, sodass der nachfol-
gende Kläger Abstand und Geschwindigkeit an-
passen konnte. Aufgrund dieser Feststellungen 
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wurde die Klage in der Berufungsinstanz abge-
wiesen. 

OLG München, Urteil vom 09.02.2022 – 10 U 
1962//21 

 

 Fehler allein reichen nicht aus 

Viele Beschlussanfechtungsklagen gegen Be-
schlüsse der Wohnungseigentümerversamm-
lung werden mit formalen Fehlern begründet, 
wenn beispielsweise nicht die richtige Person 
zur Versammlung der Eigentümer eingeladen 
hat oder Tagesordnungspunkte nicht ordnungs-
gemäß bezeichnet worden sind (§ 23 Abs. 2 
WEG). Das Bestehen solcher Fehler allein 
reicht aber für die begehrte Ungültigerklärung 
von Beschlüssen nicht aus. Vielmehr müssen 
sich die Fehler auf die gefassten Beschlüsse 
auch ausgewirkt haben.  

So hat der Bundesgerichtshof am 11.03.2022 
entschieden, dass der formelle Fehler in Form 
der Einberufung der Eigentümerversammlung 
durch einen Nichtberechtigten geheilt wird, 
wenn sämtliche Wohnungseigentümer an der 
Versammlung und der Abstimmung teilnehmen. 
Es kommt dabei nicht einmal darauf an, ob den 
Wohnungseigentümern die fehlende Einberu-
fungsberechtigung bekannt gewesen ist, so der 
Bundesgerichtshof.  

Auch der Umstand, dass die Beschlussfassung 
über den Wirtschaftsplan 2019 in der Einladung 
nicht angekündigt worden war, hat den Bundes-
gerichtshof ebenfalls nicht dazu bewogen, die 
Beschlüsse für ungültig zu erklären. Zwar 
wurde gegen § 23 Abs. 2 WEG verstoßen, weil 
aber alle stimmberechtigten Wohnungseigentü-
mer anwesend waren und in Kenntnis der Ta-
gesordnung abgestimmt haben, hat sich auch 
dieser Fehler nicht ausgewirkt. Er war nicht kau-
sal. Aus dem Protokoll der Versammlung ging 
zudem hervor, dass die Beschlussfassung über 
den Wirtschaftsplan 2019 ausführlich diskutiert 
worden ist.  

Auch ein dritter Fehler hat sich nach Ansicht 
des Bundesgerichtshofes nicht ausgewirkt. Es 
wurde nämlich durch den Einladenden ver-
säumt, zur Vorbereitung der Abstimmung in der 
Versammlung, den später beschlossenen Wirt-
schaftsplan 2019 mit dem Einladungsschreiben 
zu übersenden. Auch dieser Fehler hat sich 

aber nicht ausgewirkt, da bereits in einem frühe-
ren Schreiben die Unterlagen an den klagenden 
Eigentümer versendet wurden und er auch vor 
der Versammlung zum Wirtschaftsplan Stellung 
genommen hat. Außerdem gab es intensive 
Diskussionen in der Versammlung über den 
Wirtschaftsplan, sodass es den Wohnungsei-
gentümern bewusst war, worum es gegangen 
ist.  

Schließlich führte auch ein vierter Fehler nicht 
zur Ungültigerklärung. Auch die Tatsache, dass 
der Wirtschaftsplan 2019 nicht vom Verwalter 
aufgestellt worden war (seine Bestellung war 
unwirksam) blieb folgenlos, da auch dieser Feh-
ler sich aus den vorgenannten Gründen (alle Ei-
gentümer wussten, worum es geht) sich nicht 
ausgewirkt hat.  

Formale Vorgaben einer ordnungsgemäßen 
Beschlussfassung erfüllen keinen Selbstzweck. 
Will ein Eigentümer eine Beschlussanfech-
tungsklage auf formale Fehler stützen, wird er 
zu prüfen und darzulegen haben, ob sich die 
Fehler tatsächlich auf die Beschlüsse ausge-
wirkt haben. Nur dann hat die Klage Aussicht 
auf Erfolg. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 11.03.2022 - V 
ZR 77/21 

 Vorsicht bei Zahlungen von Gemeinschafts-
schulden 

Wohnungseigentümer, die Verbindlichkeiten 
der Wohnungseigentümergemeinschaft tilgen, 
können keine unmittelbare (anteilige) Erstat-
tung ihrer Aufwendungen verlangen. Das gilt 
auch für eine zerstrittene Zweiergemeinschaft. 
Die Parteien des Rechtsstreits bildeten eine 
Wohnungseigentümergemeinschaft, seit dem 
Jahr 2018 war kein Verwalter mehr bestellt wor-
den. Beide Parteien tilgten Verbindlichkeiten 
der Gemeinschaft und verlangten wechselseitig 
die Erstattung der jeweils verauslagten Kosten 
in Höhe des Miteigentumsanteils des anderen. 
Der beklagte Eigentümer veräußerte seine Ein-
heit schließlich im Jahr 2019. Der Kläger hat die 
Zahlung von EUR 7.068,49 verlangt. 

Ein einzelner Wohnungseigentümer, der Ver-
bindlichkeiten der WEG tilgt, hat nur gegenüber 
der Wohnungseigentümergemeinschaft einen 
Aufwendungsersatzanspruch. Nachdem der in 
Vorlage tretende Wohnungseigentümer für die 
Gemeinschaft tätig wird, ergibt sich ein Ersatz-
anspruch gegen die übrigen Wohnungseigentü-
mer weder aus Bereicherungsrecht noch aus 
den Grundsätzen der Geschäftsführung ohne 
Auftrag, so der BGH. Auch der Haftungstatbe-
stand nach § 10 Abs. 8 S. 1 WEG der bis zum 
30.11.2020 geltenden Fassung (entspricht 
heute § 9a Abs. 4 S. 1 WEG) greift nicht, weil 
es sich um Ansprüche handelt, die aus dem Ge-
meinschaftsverhältnis herrühren und soge-
nannte Sozialverbindlichkeiten darstellen. 
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. 

Demnach kann ein Eigentümer allein die Woh-
nungseigentümergemeinschaft auf Ersatz der 
für sie getätigten Aufwendungen in Anspruch 
nehmen. Das gilt auch dann, wenn der Eigentü-
mer bereits aus der Gemeinschaft ausgeschie-
den ist, so der Bundesgerichtshof. Wenn Eigen-
tümer Verbindlichkeiten der Gemeinschaft til-
gen, müssen sie den richtigen Schuldner aus-
wählen, das ist allein die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft.  

Bundesgerichtshof, Urteil vom 25.03.2022 - V 
ZR 92/21 
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